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A juger d’après les hésitations que j ’ai eu à vaincre pour obtenir les renseigne­
ments que je m’empresse de Vous communiquer par la présente, il me semblerait 
indiqué qu’il ne fût pas mentionné dans le rapport à l’Assemblée fédérale3 que 
ces données nous ont été fournies par le Gouvernement italien. Je crois devoir 
attirer Votre attention sur ce point, qui est pour moi d’une certaine importance.

Je saisis l’occasion pour Vous envoyer ci-inclus un article4 que «La Tribuna» 
d ’hier soir a publié, en tête du journal, sur l’attitude de la presse suisse au sujet 
des mesures prises, dans l’affaire qui nous occupe, par les Autorités fédérales et 
cantonales.

3. Il s ’agit du Rapport du Conseil fédéral sur le mouvement des Italiens en Suisse à l ’occasion 
des troubles de Milan, du 13 juin 1898, FF 1898, III, pp. 373—392.
4. Non reproduit.
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Le Ministre de Suisse à Berlin, A. Roth, 
au Président de la Confédération et Chef du Département politique fédéral,

E. Ruffy

R P 1 Berlin, 7. Juni 1898

Die viel commentierte Rede Chamberlains ist in den hiesigen gouvernemen- 
talen und politischen Kreisen sowohl unmittelbar nach deren Bekanntwerden, 
als auch in der Folge ausnahmslos nicht ernst genommen worden. Dabei liess 
man sich und lässt man sich fortgesetzt vor allem von dem Kriterium leiten, dass 
England mit Rücksicht auf seine konstitutionellen Verhältnisse und auf seine 
politischen Traditionen überhaupt nicht in der Lage ist, feste Allianzen einzuge­
hen. Natürlich schliesst dies aber, auch nach diesseitiger Auffassung, keineswegs 
aus, dass in der öffentlichen Meinung und in der Presse Englands das Gefühl der 
politischen Isoliertheit und folgerichtig das Bedürfnis einer politischen Anleh­
nung an die Grossmacht Amerika sich zur Zeit wirklich geltend macht, wobei 
man wohl prophylaktisch auch die Wahrung der englischen Interessen in Canada 
ins Auge fasst. Diese Beurteilung der Situation stimmt also in der Hauptsache 
mit der Auffassung überein, welche Herr Bourcart in seinem Berichte vom 
24. Mai2 vertreten hat und wonach das englische Cabinet, die gedachte Rede 
betreffend, mit Chamberlain nicht identifiziert werden darf. Damit scheint mir 
— beiläufig bemerkt — auch der Widerspruch behoben, welcher zwischen den 
angeblichen, von Chamberlain vertretenen Bündnis-Aspirationen Englands und 
der von mir, in meinem Berichte vom 5. Mai3 gemeldeten Anregung des engli­
schen Cabinetts betreffend neue Demarchen der Grossmächte gegenüber Ame-

1. Note de Ruf fy en tête du document: 9 juin 98, en circulation et aux Légations.
2. Cf. E 2300 London 3.
3. Non reproduit.
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rika zu bestehen schien. Diesen letzteren Punkt betreffend möchte ich unter 
Bezugnahme auf den sachbezüglichen Passus in dem Berichte des Herrn Lardy 
vom 17. Mai4, wiederholen, dass mir die fragliche M ittheilung von denkbar 
zuverlässigster Seite zugegangen und in ihren Einzelheiten so präzis gehalten 
war, dass ich dieselbe als unbedingt dem Thatbestande entsprechend aufrecht 
erhalten muss.

Gegenüber den in der Presse periodisch auftauchenden M eldungen über 
neue Interventions- bzw. M ediations-Demarchen der Mächte gegenüber den 
Regierungen von Am erika und Spanien habe ich zu berichten, dass mir gestern 
im Auswärtigen A m te versichert worden ist, es sei dort von solchen Schritten 
absolut nichts bekannt; zur Zeit heisse es ja, Russland beabsichtige einen derar­
tigen Schritt zu thun, auch hierüber habe man aber hier bis jetzt keinerlei M ittei­
lung erhalten und es vertrete das Auswärtige Am t, nach wie vor, die Auffassung, 
dass für eine solche Intervention der richtige psychologische M oment abgewar­
tet werden müsse, wenn anders sich die Mächte nicht neuen Echecs aussetzen 
wollen.

Die Beziehungen zum Ausland anbelangend ist aus Berlin zur Zeit wenig von 
besonderer Bedeutung zu melden, mit Ausnahme des fortgesetzten Erfolgs der 
Politik der kaiserlichen Regierung in Ostasien, welchem sich derm alen auch die 
ganze Aufmerksamkeit der öffentlichen Meinung und der Presse zuwendet. 
Man wird übrigens auch auf unbeteiligter Seite zugeben müssen, dass D eutsch­
land in dieser Frage in der That einen grossen Erfolg erzielt hat und dass die A rt 
und Weise, wie der Kaiser von China den Prinzen Heinrich von Preussen em p­
fangen und mit Ehren überhäuft hat, ein epochemachendes Novum ist.

Die Beziehungen Deutschlands zu Russland sind gut, ebenso gestaltet sich 
der hiesige amtliche Verkehr mit der französischen Regierung fortwährend ganz 
leidlich, so dass zur Zeit eine besondere Veranlassung dafür nicht besteht, dass 
der ungeschwächte Fortbestand des Dreibundes von den Spitzen der Regierun­
gen demonstrativ docum entiert werde. Dass derselbe, wie einige m einer Herren 
Collegen in ihren Berichten andeuten, an Marasmus kranke, möchte ich über­
haupt bezweifeln. Ich stelle nämlich dem Kriterium, dass in der letzten Zeit in 
den Thronreden oder in den «Exposés» der leitenden M inister der D reibund 
keine besondere Erwähnung gefunden hat etc. folgende Erwägungen entgegen; 
der Dreibund, der, wie bekannt, einen ausschliesslich defensiven Untergrund 
und Zweck hat, ist mit Rücksicht auf die oben angedeutete Situation für den 
M oment, ich möchte sagen: «Gegenstandslos». Deutschland steht also gut zu 
Russland und unterhält infolge der intimen Beziehungen zwischen Petersburg 
und Paris auch ganz leidliche Beziehungen mit der französischen Regierung; 
Österreich-Ungarn hat sich Russland ebenfalls wieder genähert und betreffend 
die beiderseitigen Interessensphären im Orient verständigt. Diesbezüglich sei 
noch erwähnt, dass die deutsche Regierung über die Pourparlers zwischen Wien 
und Petersburg von der österreichisch-ungarischen Regierung von Anfang an 
unterrichtet und mit diesen Verabredungen vollkommen einverstanden war. 
Auch Italien anbelangend liegt gegenwärtig nichts vor, was eine besondere 
Accentuierung des Dreibundes als opportun erscheinen lassen könnte. Anderer-

4. C f  E 2300 Paris 51.
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seits ist nicht ausser Acht zu lassen, dass die Kaiser von Deutschland und von 
Österreich-Ungarn fortgesetzt jeden erdenklichen Anlass dazu benützen, um 
die Intimität der beiderseitigen Beziehungen zum Ausdruck gelangen zu lassen 
und dass auch in dem Verkehre der beiden Kaiser und Regierungen mit Italien 
und vice-versa nach meinen Wahrnehmungen ein Erkalten der bisherigen 
Beziehungen nicht zutage getreten ist. Kurz, ich vermag an der Absicht der Ver­
tragsregierungen, den Dreibund ungeschwächt aufrecht zu erhalten, bis auf wei­
teres nicht zu zweifeln und schreibe die «apparences» einer Lockerung dessel­
ben ausschliesslich dem Umstande zu, dass eben, wie schon bemerkt, gegenwär­
tig keine besondere Veranlassung vorliegt, die Lebensfähigkeit dieses Bündnis­
ses besonders zutage treten zu lassen. 

f . ..p

5. Considérations sur lu politique intérieure.
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E 7 /3

Le Ministre de Suisse à Berlin, A . Rot h, 
au Conseil fédéral

L '  Berlin, 10. Juni 1898

Unter Bezugnahme auf meine Depesche vom 28. April d. J.2 beehre ich mich, 
Ihnen, die Verlängerung des Hüninger-Kanals bis Basel betreffend, folgende 
Mittheilung zu machen.

Auf meine «Notiz» vom 5. April d.J., wovon ich Ihnen eine Abschrift über­
mittelt habe3, hat das auswärtige Amt des deutschen Reichs trotz meiner wieder­
holten mündlichen Rechargen bis heute materiell noch nicht reagiert. Als ich die 
Angelegenheit vor 2 Tagen dem Unterstaatssekretär Freiherr von Richthofen 
wieder in Erinnerung brachte, entgegnete derselbe, die von dem Auswärtigen 
Amte von den zuständigen Ressorts und Bundesregierungen erbetenen Rück­
äusserungen seien so allgemein gehalten, dass man sich veranlasst gesehen habe, 
nochmals an die fraglichen Amtsstellen zu gelangen, um von denselben einen 
erschöpfenderen Bericht zu erhalten.

Von anderer, nach meiner Ansicht gut unterrichteter Seite, sind mir indes 
mittlerweile Andeutungen gemacht worden, denen zufolge die Opposition 
gegen das projectierte Unternehmen namentlich von Berlin ausgeht, d.h. von 
der Reichsregierung, und dass die geltendgemachten Bedenken «wirtschaftli-

1. Remarque marginale: Le 15 juin j ’ai fait lire à Mr Iselin et à Mr Muheim cette pièce.
2. Non reproduite.
3. Soumise au Conseil fédéral le 11 mai 1898( E 1004 1/193, n° 1790), reproduite en annexe au 
présent document.
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